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N E W S L E T T E R 
AUSGABE NR. 3/2021 20. Mai 2021 

Quo Vadis?              

Wohin gehst du           

Erzbistum Hamburg? 

 

Hinweis auf die Ver-

handlung des Kirchli-

chen Arbeitsgerichts  

am 01.06.2021 

 

Gesundheitsschutz in 

der Einrichtung - nicht 

nur in der Pandemie 

 

Verkündung des Bun-

desministeriums für 

Arbeit und Soziales 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

INHALT: 
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Achtung!! 

Gesundheitsschutz in der Einrichtung – nicht nur in 

Zeiten der Pandemie 

Das Gemeinsame Kirchliche Arbeitsgericht Hamburg verhandelt am Dienstag 1.6.2021 über 

zwei Klagen der DiAG-MAV im Erzbistum Hamburg gegen den Erzbischof. 

 

Inhalt der Klagen: 

 

 Fehlende Beteiligung der DiAG-MAV bei der letzten Änderung der Mitarbeitervertretungsordnung 

 Outsourcing von Mitarbeiter*innengruppen des Marienkrankenhauses in Hamburg. 

 

Verhandlungen des Arbeitsgerichtes sind öffentlich! 

 

Ort der Verhandlung:  

Haus der kirchlichen Dienste, Danziger Straße 64, 20099 Hamburg  

 

Zeit:   

Klage wegen MAVO:  10:45 Uhr 

Klage wegen Outsourcing: 11:30 Uhr 

 

 

G 
rundsätzlich haben Arbeitgeber*innen eine 
Fürsorgepflicht für ihre Mitarbeiter*innen, das 
heißt, dass sie nach Möglichkeit zu verhindern 

haben, dass von dem Arbeitsplatz gesundheitliche Ge-
fahren ausgehen. 

Der MAV kommt dabei eine wichtige Aufgabe zu, denn 
sie überwacht die Fürsorge des Arbeitgebers und kann 
sogar eigene Initiativen entwickeln.  

1. Regelungen der MAV: 
 
 Nach MAVO § 36 Abs. 1 

Ziffer 10 bedürfen alle 
Maßnahmen der Arbeit-
geber*innen zur Verhü-
tung von Dienst- und Ar-
beitsunfällen und sonsti-
gen Gesundheitsschädi-
gungen der Zustimmung 
der MAV.                                                                                              

Ausgenommen von der Zustimmungspflicht sind 
nur solche Maßnahmen, bei denen der Arbeitge-
ber*innen eine gesetzliche Bestimmung 1:1 umset-
zen. Sobald die Arbeitgeber*innen jedoch einen 
Entscheidungsspielraum (wie machen wir das) ha-
ben, ist die MAV zu beteiligen. 

 Beispiel: Im Gesetz steht, dass in allen KITAs 
von den Mitarbeiter*innen Masken zu tragen 
sind. Der Auslegungsspielraum besteht darin, 
ob medizinische Masken oder FFP2 Masken zu 
tragen sind. Die MAV ist also zu beteiligen, so-
bald die Arbeitgeber*innen eine bestimmte 
Maske vorschreiben. 

 
 Nach MAVO § 37 Absatz 1 Ziffer 10 kann die MAV 

Vorschläge gegenüber Arbeitgeber*innen zum 
Gesundheitsschutz machen.  

 Beispiel: In der Einrichtung soll eine Toilette 
ausgewiesen werden, deren  
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Nutzung den Mitarbeiter*innen vorbehal-
tenist. 

        Wollen Arbeitgeber*innen den Antrag der MAV   
nicht umsetzen, so muss dies der MAV schriftlich 
mitgeteilt werden. Anschließend ist die Angele-
genheit in einer gemeinsamen Sitzung zu bespre-
chen. Kommt es nicht zu einer Einigung, so kann 
die MAV die Einigungsstelle anrufen, die gegebe-
nenfalls eine Entscheidung trifft. 

 Nach MAVO § 38 Abs. 1 Ziffer 12 ist es auch mög-
lich, bestimmte Gesundheitsmaßnahmen in einer 
Dienstvereinbarung zu vereinbaren. 

 
2. Gesetzliche Regelung: Der Arbeitssicherheitsaus- 
     Schuss 

 
Arbeitgeber*innen mit mehr als 20 Mitarbeiter*innen 
sind gemäß § 11 des Arbeitssicherheitsgesetzes ver-
pflichtet, einen Arbeitssicherheitsausschuss (ASA) zu 
bilden. Dabei werden Teilzeitmitarbeiter*innen mit 
bis zu 20 Stunden 
mit 0,5 und bis zu 30 
Stunden mit 0,75 
angerechnet. 
Der ASA trifft sich 
mindestens einmal 
im Vierteljahr – ge-
gebenenfalls in ei-
ner Videokonferenz. 
Mitglieder des ASA 
sind:  

 der/die Arbeitgeber*in oder eine beauftragte Per-
son 

 zwei MAV-Mitglieder 
 Betriebsarzt/Betriebsärztin 
 Fachkraft für Arbeitssicherheit 
 Sicherheitsbeauftragte/r nach § 22 des Siebten 

Buches Sozialgesetzbuches  
 

Aufgabe des ASA ist es, über Themen des Arbeits-
schutzes und der Unfallverhütung zu beraten und zu 
einer Verbesserung des Gesundheitsschutzes in der 
Einrichtung beizutragen. 

 
3. Gesetzlicher Regelung: Gefährdungsbeurteilung 
 

Das Arbeitsschutzgesetz verpflichtet jede/n Arbeit-
geber*in die für die Beschäftigten mit ihrer Arbeit 
verbundenen Gefährdungen zu ermitteln und dar-

aus die erforderlichen Maßnahmen des Arbeits-
schutzes abzuleiten. 
Gefährdungsbeurteilungen sind insbesondere 
durchzuführen: 
 Erstbeurteilung an allen bestehenden Arbeits-

plätzen; 
 als präventive Gefährdungsbeurteilung sowie 

konkretisierende, anlassbezogene Gefähr-
dungsbeurteilung z.B. nach dem Mutterschutz-
gesetz; 

 bei betrieblichen Veränderungen, die die Si-
cherheit und den Gesundheitsschutz der Be-
schäftigten beeinflussen können, z. B. Be-
schaffung neuer Arbeitsmittel, Einsatz neuer 
Arbeitsstoffe, Planung neuer Arbeitsplätze o-
der Arbeitsstätten, Änderung der Arbeitsver-
fahren oder Änderungen der Arbeitsorganisati-
on; 

 nach Auftreten von Arbeitsunfällen, Beinaheu-
nfällen, Berufskrankheiten oder Fehlzeiten in-
folge arbeitsbedingter Gesundheitsbeeinträch-
tigungen; 

 bei Anhaltspunkten für unzureichende Schutz-
maßnahmen, die sich aus der Auswertung von 
arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchun-
gen ergeben; 

 bei Auftreten von Pandemien; 
 nach Instandsetzungsarbeiten, die Einfluss auf 

die Sicherheit haben; 
 … 
 
Soweit vorhanden, ist der Arbeitssicherheitsaus-
schuss (ASA) an der Planung und Durchführung 
der Gefährdungsbeurteilung zu beteiligen.  
Neben einer Beteiligung der MAV über den ASA 
hat die MAV (ein Mitglied) auch das Recht, an ent-
sprechenden Betriebsbegehungen teilzunehmen 
(vgl. Urteil Kirchliches Arbeitsgericht Mainz 
M45/19MZ). 
 
MAVen, die sich mit dem Thema Gesundheits-
schutz und Gefährdungsbeurteilung auseinander-
setzen wollen, sollten sich auf der Homepage der 
für die Einrichtung zuständigen Berufsgenossen-
schaft informieren. Dort werden entsprechende 
(kostenlose) Schulungen für Betriebsräte und Mit-
arbeitervertretungen angeboten. 
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4. Was macht die MAV, wenn Arbeitgeber*innen  
     einer gesetzlichen Arbeitsschutzpflicht nicht  
     nachkommen? 
 

 Der erste Weg ist sicher, schriftlich oder in einem 
gemeinsamen Gespräch auf die gesetzliche Ver-
pflichtung hinzuweisen und zu fragen, wann und 
wie die gesetzliche Vorgabe umgesetzt werden 
soll. 

 Möglicherweise ist es auch möglich, über einen 
Antrag nach MAVO § 37 Abs. 1 Ziffer 10 den/die 
Arbeitgeber*in zur Umsetzung der gesetzlichen 
Verpflichtung zu „zwingen“. 

 Helfen alle wohlgemeinten Hinweise der MAV 
nicht weiter, kann sich die MAV an die für den 

Arbeitsschutz zuständige Behörde des Landes 
wenden: 

 Hamburg: Amt für Arbeitsschutz 
 Schleswig-Holstein: Amt für Arbeits-

schutz bei der Unfallkasse Nord 
 Mecklenburg-Vorpommern: Landes-

amt für Gesundheit und Soziales 
 
5. Gesetzliche Regelung: Arbeitgeber muss Corona- 
    Tests anbieten 
 
     Zur Frage, wie die Tests anzubieten sind (siehe  
     oben), ist die MAV nach MAVO § 36 zu beteiligen. 
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DiAG-MAV in Erzbistum Hamburg                                                                                                                                                                                      

Lange Reihe 2                                                                                                                                                                                                                        

20099 Hamburg                                                                                                                                                                                                                 

Tel. 040/18011971                                                                                                                                                                                                                  

Fax 040/18073829                                                                                                                                                                                                                   

E-Mail: geschaeftsstelle@diag-mav-hamburg.de 


